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1 Allgemeines

1.1 Verhaltnis der Gemeinde

Die Gemeinde Ostseebad Ahrenshoop liegt im Landkreises Vorpommern-Riigen auf der Halb-
insel Fischland/ DarR/Zingst. Die Gemeinde hat ca. 661 Einwohner und erstreckt sich auf einer
Gesamtflache von ca. 5,3 km'.

Das Entwicklungsziel liegt darin, die Kriterien eines Ostseebades im Tourismusschwerpunkt-
raum zu starken und das kulturelle und kunstlerische Leben in der Region zu festigen.

1.2 Lage des Plangebiets

Die Lage des Plangebietes 1st auf dem Obersichtsplan im MaRstab 1:10000 zu entnehmen. Das
Grundstuck liegt im zentralen Bereich der Ortslage Ahrenshoop westlich des Grenzweges, zwi-
schen Wohnbebauung und Steilkuste.

Als angrenzendes Gebaude in sCidlicher Richtung befindet sich em n als Ferienhaus genutztes
Einfamilienhaus, das mit in den Geltungsbereich einbezogen wird.

Die Flache selbst ist bisher mit Gebauden bebaut, die als Café „Buhne 12" genutzt wurden.

Der Geltungsbereich umfasst folgende Grundstucke:

Gemarkung Alt- und Niehagen
Flur 1
Flurstucke: 4/1; 5; 560/8; 560/9; 3 sowie einen Teil von 560/10

und hat eine Flache von insgesamt ca. 2896 m2.

1.3 Topgraphie

Die Ciberplante Flache hat em n leichtes Gefalle nach Norden hin. Die Hohenlage des Grund-
stucks betragt ostlich ca. 9,15 m bis ca. 11,13 m westlich und ca. 10,78 m nordlich Ciber NHN.

1.4 Eigentumsverhaltnisse

Die Flurstucke 4/1, 5, 560/8 und 560/9 befinden sich im Eigentum des Investors.

1.5 Gegenwartiger Zustand des Plangebiets

Die auf dem FlurstLick 5 befindliche Liegenschaft wurde zuletzt als stark besuchte Schank- und
Speisewirtschaft genutzt. Seit Aufgabe des Geschaftsbetriebes steht das Objekt leer. Aufgrund
des gegenwartigen Zustandes ist eine Weiternutzung der Gebaude ohne Weiteres nicht mog-
lich.

Das im Plangebiet enthaltene Flurstuck 4/1 befindet sich in einem gepflegten Zustand und das
dort vorhandene Ferienhaus wird regelmaRig von Gasten gebucht.
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2 Planungsrechtliche Vorgaben

2.1 Entwicklungsgebot

Die Gemeinde Ostseebad Ahrenshoop verfugt Ober einen rechtswirksamen Flachennutzungs-
plan. Fur diesen Bereich weist der Flachennutzungsplan eine Wohnbauflache aus.

"4-
_ It7krwtite.. ir

Abbildung 2: Auszug Flachennutzungsplan

3 Erforderlichkeit, Ziele und Anforderungen an die Planung

3.1 Erforderlichkeit und Ziele der Planung

Zur planungsrechtlichen Sicherheit und zur geordneten stadtebaulichen Entwicklung und Ord-
nung, ist dieses Bauleitplanverfahren beschlossen worden.

Mit der Planung kommt die Gemeinde dem eigenen Interesse nach an dieser Stelle eine
Schank- und Speisewirtschaft erhalten zu konnen. Selbst eine ganzjahrige Offnungszeit ware
wunschenswert.

Durch Oberplanung des Flurstuckes 5 wird eine sinnvolle Nachnutzung in zentraler Lage von
Ahrenshoop gewahrleistet. Hierdurch werden die Moglichkeiten zur Deckung der kulturellen
Bedurfnisse der Bevolkerung in Ahrenshoop nachhaltig bereichert.

Mit dem Neubau der Schank- und Speisewirtschaft wird die Bebauung an moderne Bedurf-
nisse angepasst. Gleichzeitig nimmt sie jedoch ortstypische Elemente auf.

Unter BerCicksichtigung der Anforderungen an den Kustenschutz wurden in Abstimmung mit
dem STALU Vorpommern neue Kustenschutzbereiche definiert. Im Kustenschutzbereich dOr-
fen nur Erhaltungsmagnahmen durchgefuhrt werden. Dieser Bereich wird als Bauverbotsstrei-
fen gekennzeichnet. AuRerhalb hiervon werden die Bauflachen festgesetzt, in denen Hoch-
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und Tiefbauarbeiten erfolgen dCirfen. Siehe hierzu auch Abschnitt 5.3. Hochwasser- und Kus-
tenschutz.

Fur den Neubau der Schank- und Speisewirtschaft wird eine Unterkellerung vorgenommen. In
diesem Teil werden die dafur notwendigen Nebenraume geschaffen.

Fur das Flurstuck 4/1 gilt die Festsetzung Sondergebiet Ferienhaus. Das vorhandene Gebaude
hat eine Baugenehmigung. Aufgrund der Anforderungen an den Kustenschutz sowie der aus
forstwirtschaftlicher Sicht aktuellen Lage innerhalb der Waldabstandslinie gilt fur die Bebau-
ung lediglich Bestandsschutz. Eine Oberbaubare Grundstucksflache wird daher nicht festge-
setzt.

Die Alternative zu einem Bauleitplanverfahren ware eine zunehmend welter verfallende Ruine
an dieser exponierten Stelle.
Zwar ware es rein theoretisch auch moglich, dass vorhandenen Gebaude in seinem Bestand
instand zu halten und die ursprungliche Nutzung fortzufuhren, da das Recht auf Ausubung des
Bestandschutzes gegeben 1st.
Dies ware aber nur unter den engen Vorgaben des Kustenschutzes mbglich. Die Nahe zur Kliff-
kante verbietet es, umfangreiche Sanierungsarbeiten durchzufuhren, lediglich Renovierungs-
arbeiten waren dort moglich. Fur eine Nutzung als Gastronomie mOssen aber Anforderungen
der Hygiene, des Arbeits- und Brandschutzes und nicht zuletzt auch der Barrierefreiheit ge-
wahrleistet sein. Dies 1st ohne eine umfangreiche Sanierung nicht umsetzbar. Im Ergebnis
kann em n Gastronomiebetrieb nur durch einen Neubau gewahrleistet werden.

3.2 Anforderungen aus Anwendung §13a BauGB

Die Planaufstellung erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB, als Bebauungsplan
der lnnenentwicklung. Der Gemeindevertreterbeschluss erfolgte dazu am 19.12.2019.

Das Vorhaben stellt damit eine Magnahme der Innenentwicklung dar. Die Zulassigkeit von
Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprufung nach dem
Gesetz Ober die Umweltvertraglichkeitsprufung oder nach Landesrecht unterliegen, wird
durch die vorliegende Planaufstellung nicht begrundet. Die entsprechend § 13a Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 BauGB bestehende Grogenbeschrankung hinsichtlich der zulassigen Grundflache nach §
19 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO wird zudem eingehalten. Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung der
in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzguter bestehen ebenfalls nicht. Damit
sind die Voraussetzungen zur Anwendung des beschleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB
gegeben.

Bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB
gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB
entsprechend. Bei der Aufstellung wird von der Umweltprufung nach § 2 Abs. 4 BauGB, vom
Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten urn-
weltbezogener Informationen verfugbar sind sowie von der zusammenfassenden Erklarung
nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 1 BauGB abgesehen. Darauf ist im Rahmen der Bekannt-
machung der Aufstellung des Bebauungsplanes nach § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB hinzuweisen.
Weiterhin entfallt die fruhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und der
Behorden nach § 4 Abs. 1 BauGB.
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Der Flachennutzungsplan 1st im Zuge der Berichtigung gemag § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB zu
korrigieren. Die Darstellung 1st als sonstiges Sondergebiet als Gebiet fOr den Fremdenverkehr
darzustellen.

4 lnhalt des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

4.1 Arte der baulichen Nutzung

Das Vorhaben "Buhne 12" dient zur Fortfuhrung der traditionsreichen Einrichtung. Fur die Erd-
geschossnutzung wird dafur eine Schank- und Speisenwirtschaft festgesetzt. Zusatzlich sollen
zwei Ferienwohnungen entstehen. Diese werden fOr das Obergeschoss festgesetzt.

Im angrenzenden Sondergebiet Zweckbestimmung Ferienhausgebiet wird eine Ferienhaus-
nutzung festgesetzt.

4.2 MaR der baulichen Nutzung

Fur den geplanten Neubau wird eine zweigeschossige Bauweise festgesetzt. Zum Grenzweg
hin, wird der Hauptbaukoper in einer ortsangepassten Bauweise mit Satteldach ausgefuhrt.
Seeseitig 1st em n Anbau in moderner Architektur mit Flachdach vorgesehen. Der Bezugspunkt
wird auf Grund des bewegten Gelandes auf NHN (Normalhohe Null) festgesetzt. Dadurch ist
die Eindeutigkeit der Hohenfestsetzung gewahrt.

Das Sondergebiet Zweckbestimmung Ferienhausgebiet wird im Bestand mit dem vorhande-
nen Mag der baulichen Nutzung gesichert.

Weiterhin wird gemag § 12 (3a) BGB festgesetzt, dass im Rahmen der festgesetzten Nutzun-
gen nur solche Vorhaben zulassig sind, zu deren Durchfuhrung sich der Vorhabentrager im
Durchfuhrungsvertrag verpflichtet hat. Anderungen des Durchfuhrungsvertrages oder der Ab-
schluss eines neuen Durchfuhrungsvertrages sind zulassig. Verstoge dagegen werden gemag
§ 84 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBau0 M-
V) geahndet.

4.3 Oberbaubare Grundstucksflache

Die Ciberbaubaren Grundstucksflachen sind durch die Festsetzung der Baugrenzen bestimmt
worden. Die Baugrenzen werden durch den Abstand zur Hangausgleichslinie eingegrenzt, wel-
che in Abstimmung mit dem Staatlichen Amt fur Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern
(STALU) festgelegt wurde. Grundlage fur die Bewertung von Vorhaben an Steilkusten bildet
die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucher-
schutz vom 23.03.2010, „Erlass zur einheitlichen Anwendung des § 89 Abs. 3 Wassergesetz
des Landes M -V".

Innerhalb des Abstands von 15 m zur Hangausgleichslinie durfen nur Bestands- und Erhal-
tungsmagnahmen am Gebaude stattfinden. Aus diesem Grund werden die nach anderen ge-
setzlichen Vorschriften getroffenen Festsetzungen in diesem Bereich mit dem Planzeichen
15.8. der Planzeichenverordnung, gemag § 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB, nachrichtlich
übernommen.
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Ein Neubau incl. Kellergeschoss von 430 m2 Grundflache darf nur auRerhalb davon erfolgen.
(Kellergeschoss 385m2). Balkone sind jedoch zulassig.

In Anbetracht der ortlichen Gegebenheiten (die im Grenzbereich zum Geltungsbereich sto-
ckenden Ahornbaume haben eine Hohe von deutlich unter 20 m) wurde durch die Landesforst
der Waldabstand auf 26m festgelegt. Die oberirdischen Gebaudeteile bleiben hinter dieser
zurOck. Das Kellergeschoss Oberschreitet diese minimal. Hierzu wird in der Planzeichnung eine
hellblaue Baugrenze festgesetzt. In diesem Bereich sind nur solche Raume zulassig die keine
Aufenthaltsraume sind.

Die Baugrenzen durfen geringfugig mit kragenden und dort nicht gegrundeten Bauteilen Ober-
schritten werden.

4.4 ortliche Bauvorschriften und gestalterische Festsetzungen

ortliche Bauvorschriften werden erlassen, urn das Erscheinungsbild des Ortes zu schutzen.
Sowohl Dacher aus glanzenden Materialien als auch Fassaden aus glanzenden und/ oder spie-
gelnden sind im Ortsbild untypisch.

In der augeren Gestaltung werden daher keine spiegelnden und glanzenden Baustoffe zuge-
lassen.

Der Hauptk6rper des Neubaus wird zum Grenzweg hin mit einer ortangepassten Bauweise mit
Satteldach ausgefuhrt. Der seeseitige Anbau erhalt em n Flachdach.

Das Ortsbild von Ahrenshoop ist in besonderer Weise durch Ensembles von schilfrohrgedeck-
ten Hausern gepragt. Diese sind sowohl aus bauhistorischer und volkskundlicher Sicht von
hervorragender Bedeutung. Die Erhaltung des Bildes der Kulturlandschaft durch den pragen-
den Baubestand liegt im offentlichen Interesse und dient dem Wohl der Allgemeinheit. Dieser
Baubestand sollte erhalten bzw. in ahnlicher Weise an gleicher Stelle neu errichtet werden.
Vor diesem Hintergrund ist eine Reetdacheindeckung des Gebaudes stadtebaulich zu bevor-
zugen. Da im Bebauungsplan die Art der Dacheindeckung nicht festgelegt wird, kann diese als
Hart- oder Weichdach ausgefuhrt werden.

VerstoRe dagegen werden gemag § 84 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Landesbauordnung Meck-
lenburg-Vorpommern (LBau0 M -V) geahndet.

4.5 Nebenanlagen

Nebenanlagen gemag §14 BauNVO werden ausgeschlossen. Damit wird weitere Versiegelun-
gen und Bebauungen ausgeschlossen. Gleichzeitig wird dadurch die Einhaltung der Grundfla-
chenzahl gewahrleistet.
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5 Erschliegung

5.1 Verkehrsflachen

Das Grundstuck 1st bereits voll erschlossen.

Die fCir die jeweiligen Nutzungen notwendigen Stellplatze richten sich nach der „Satzung der
Gemeinde Ostseebad Ahrenshoop Ober die Herstellung notwendiger Stellplatze (Stellplatzsat-
zung)" vom 02.11.2006.1m Geltungsbereich des Bebauungsplans sind 16 PKW-Stellplatze vor-
gesehen. Vier auf dem Flurstuck 4/1, die Obrigen entlang der gegenuberliegenden StraRen-
seite auf den FlurstOcken 560/8 (4 Stuck) und 560/9 (8 Stuck). Alle Stellplatze sind bereits vor-
handen und befinden sich im Eigentum des Investors.

Fur den zur Ver- und Entsorgung der Gastronomie benotigten Lieferverkehr wird einer der
Stellplatze Werktags bis 12:00 Uhr freigehalten. Die An- und Ablieferung erfolgt Werktags zwi-
schen 8:00 und 11:00 Uhr. Nahere Regelungen hierzu sind im Durchfuhrungsvertrag zu tref-
fen.

5.2 Gas-, Wasser-, Elektroversorgung, Loschwasserbereitstellung, Wasser- und
Abwasserbeseitigung, Kabelanbindung

Da sich das geplante Vorhaben innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils nach §
34 BauGB befindet und die Versorgungsmedien im Grenzweg vorhanden sind, ist die gesi-
cherte ErschlieRung bereits gewahrleistet. Die konkreten Nachweise sind im Baugenehmi-
gungsverfahren vorzulegen. Abstimmungen mit Versorgungsunternehmen sind im Rahmen
der BaumaRnahme vorzunehmen.

Die Abwasserentsorgung wird vom Abwasserzweckverband Korkwitz vorgenommen. Die Ab-
fallentsorgung regelt sich nach der Richtlinie des Landkreises Vorpommern-ROgen nach der
derzeitigen Satzung.

Das Regenwasser soil nach Moglichkeit auf dem GrundstOck versickert werden. Der Baugrund
besteht Oberwiegend aus pleistozanen Sanden. Sie werden von Geschiebemergel unterlagert.
Die pleistozanen Sande sind bis ca. 7,50 m machtig, bestehen aus fein- mittelkornigen Sanden
mit Grobsand- Feinkieseinlagerungen. Der Grundwasserspiegel liegt bei 0,90 — 1,40 m Ober
NHN. Die hydrologischen Verhaltnisse erlauben die Aufnahme des anfallenden Niederschlags-
wassers.

Das Niederschlagswasser, das im Bereich der vorhanden StraRenverkehrsflache anfallt, lauft
aufgrund des Gefalles in Richtung des „Wendehammers". Dort wird es der Kanalisation
(Schmutzwasser) zugefuhrt. Die StraRenverkehrsflache und die Abfuhrung des Niederschlags-
wassers in diesem Bereich sind vorhanden und bleiben unverandert.

Die Loschwasserversorgung 1st mit 96 rn3 pro Stunde fur 2 Stunden sicher zu stellen. Eine even-
tuell vorhandene Unterversorgung wird Ober die Errichtung eines Loschwasserbehalters si-
chergestellt.
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5.3 Hochwasser- und KOstenschutz

Fur den Bereich der Ortslage Ahrenshoop gilt, gemag Richtlinie 2-5/2015 des Regelwerks „Kus-
tenschutz MV" em n Bemessungshochwasserstand BHW von 2,80 m NHN. Der Geltungsbereich
des Bebauungsplanes liegt auf einer Hohe von mindestens 9,00 m NHN und ist nicht Liberflu-
tungsgefahrdet.

Der Geltungsbereich grenzt seeseitig an die vom naturlichen Kustenruckgang gepragte Steil-
kuste. Im entsprechenden Bereich ist das Steilufer durch eine Erosionsschutzdune und emn
Deckwerk aus Wasserbausteinen geschutzt. Es gilt nach der Verwaltungsvorschrift des Minis-
teriums fur Landwirtschat, Umwelt und Verbraucherschutz „Erlass zur einheitlichen Anwen-
dung des § 89 Abs. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern"
(vom 23.03.2010) als unvollstandig geschutztes Steilufer (Kategorie III). Von diesem Hinter-
grund sind besondere Magnahmen zum Schutz der Bebauung und des Ufers notwendig (§9
Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 BauGB)

Fur Magnahmen an oder die Errichtung von Baulichen Anlagen, die dem Aufenthalt von Men-
schen dienen wird eine Nutzungsdauer von 100 Jahren zugrunde gelegt.
Das bedeutet, dass die Errichtung neuer Baulicher Anlagen nur jenseits der Zone erfolgen darf,
die nach menschlichem Ermessen in den nachsten 100 Jahren vom Kustenruckgang betroffen
sein wird.
In Abstimmung mit dem Staatlichen Amt fur Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern
(STALU) ergibt sich fur den Betroffenen Bereich folgende Betrachtung:
Der naturliche Kustenruckgang in 100 Jahren ist mit 10 m anzusetzen (KR). Dazu kommt der
mogliche Kustenruckgang, der bei einer sehr schweren Sturmflut eintreten kann (KRS). Dieser
ist mit zusatzlichen 5 m zu berucksichtigen. Draus ergibt sich em n Abstand von 15 m bezogen
auf eine Linie auf dem Hochufer die eine ausgeglichene Hangneigung reprasentiert (Hangaus-
gleichslinie).

Da im Geltungsbereich des Bebauungsplanes auch bereits bestehende bauliche Anlagen vor-
handen sind, wurden unterschiedliche Zonen innerhalb des 15 m Abstands zur Hangaus-
gleichslinie definiert. Diese Zonen werden durch die Linien:

Hangausgleichslinie
Kustenruckgang Sturmflut (KRS)
KustenrCickgang 25 Jahre (KR 25)
Kustenruckgang in 50 Jahren (KR 50) und
Kustenruckgang in 100 Jahren (KR 100)

nachrichtlich in den Bebauungsplan — Teil A Cibernommenen.

Seeseitig vor diesen Linien sind ausschlieglich folgende Magnahmen an baulichen Anlagen zu-
lassig:
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KRS: keine Magnahmen zulassig
KR 25 keine Magnahmen zulassig
KR 50 Errichtung baulicher Anlagen untergeordneter Bedeutung ohne massive Befes-

tigungen und Bestandssicherung
KR 100 Errichtung baulicher Anlagen die nicht dem Aufenthalt von Menschen dienen

Bestandsicherung und Erhaltung
Nutzung unbefestigter Terrassen

Zur zukunftigen Gefahrenabwehr wird bei weiterem Kustenruckgang auf das Ende der Nut-
zung als „Gastronomie und Ferienwohnung" hingewiesen.

„Sofern infolge Steiluferruckgang bei jedem nachfolgenden Hochwasserereignis das Bauge-
biet gefahrdet ist, erlischt die wasserrechtliche Zulassigkeit und die Nutzung der gefahrdeten
baulichen Anlagen ist einzustellen bzw. diese sind zuruckzubauen. Diese Gefahrdung ist spa-
testens gegeben, wenn zwischen der seewartigen Steiluferoberkante und der Bebauung nur
noch em n Abstand von 5 m (vgl. KRS) vorhanden ist. Die abgetragenen Bereiche sind dann als
Flache fur die Wasserwirtsch aft / KOstenschutz anzusehen."

Das Land Mecklenburg-Vorpommern Obernimmt keine Haftung fOr Schaden bei Sturmfluten
unabhangig davon, ob das Gebiet durch eine Kustenschutzanlage gesichert war.

6 Landschaftspflege und Naturschutz

6.1 Landschaftspflege

Das Vorhaben befindet sich innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils von Ahrens-
hoop. In Verbindung mit § 8a Bundesnaturschutzgesetz ist eine Eingriffsregelung im Innenbe-
reich nach § 34 BauGB nicht erforderlich.

Die vorhandenen Baume im nordlichen Teil bleiben bis auf einen Baum erhalten. Wahrend der
Bauarbeiten sind diese zu schutzen. Im Geltungsbereich ist eine Ersatzbaumpflanzung vorzu-
nehmen.

6.2 Naturschutz

Fur das Plangebiet kann das Vorkommen von besonders bzw. streng geschutzten Arten aus-
geschlossen werden. Ein entsprechender Kartierbericht Flora/ Fauna liegt vor und wird als An-
age 2 dieser Begrundung angefugt.

Folgende Zeiten sind einzuhalten:
Abbruch sowie Baumfall- und pflegearbeiten sind gem. BNatSchG nur im Zeitraum zwischen
dem 1. Oktober und 28. Februar zulassig.

Urn erhohten Vogelschlag im Bereich der grogflachig geplanten Verglasungen zu vermeiden,
sollen die Scheiben mit entspiegelter Folie versehen werden.

Nachfolgender Text wird nachrichtlich Obernommen:
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Insbesondere fur die Abrissarbeiten aber auch fur die Entfernung der Vegetation, die Baufeld-
freimachung, die Erschliegung und die weitere Umsetzung des Bebauungsplanes sind Festle-
gungen und Genehmigungen der unteren Naturschutzbehorde Vorpommern-ROgen in Bezug
auf § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) erforderlich. Moglicherweise sind vor
Beginn der Arbeiten funktionsfahige Ersatzhabitate zu schaffen oder es sind die Voraussetzun-
gen auf Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG zu prOfen. Entsprechend frOh-
zeitig sind die Arbeiten bei der unteren Naturschutzbehorde Vorpommern-ROgen zu beantra-
gen. Mit dem Antrag ist em n hochstens 5 Jahre altes artenschutzrechtliches Fachgutachten von
qualifizierten Fachkraften vorzulegen.

7 lmmissionsschutz

Im Flachennutzungsplan ist das Plangebiet als Wohnbauflache dargestellt. Angrenzend ist eine
Sonderbauflache Ferienhausgebiet ausgewiesen. Im allgemeinen Wohngebiet sind Schank-
und Speisewirtschaften gemag § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein zulassig.

Im Zuge der abgegebenen Anregungen verschiedener Burger wurde eine Schallimmissions-
prognose erstellt. Diese befindet sich als Anlage 1 im Anhang der Begrundung. Im Ergebnis ist
festgestellt worden, dass keine unzumutbaren Beeintrachtigungen des allgemeinen Wohnge-
bietes entstehen.

8 Denkmalschutz und Bodendenkmaler

Die vorhandenen Gebaude unterliegen keinen Auflagen aus dem Denkmalschutz.

Im Geltungsbereich sind derzeit keine Bodendenkmale bekannt. Sollten wahrend der Erdar-
beiten Funde oder auffallige Bodenverfarbungen entdeckt werden, ist nach § 11 Denkmal-
schutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern die zustandige Untere Denkmalschutzbehorde zu
benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder
Beauftragten des Landesamtes fur Bodendenkmalschutz in unverandertem Zustand zu erhal-
ten. Verantwortlich sind hierfOr die Entdecker, Leiter der Arbeiten, der GrundeigentOmer so-
wie zufallige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werk-
tage nach Zugang der Anzeige.

Die Hinweise des Bodendenkmalamtes werden auf der Planzeichnung aufgenommen.

9 Umweltvertraglichkeitsprufung

Das Vorhaben befindet sich innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils von Ahrens-
hoop. Somit ist vom Gesetz Ober die UmweltvertraglichkeitsprOfung der Anlage 1 nach nur
eine allgemeine VorprOfung erforderlich, wenn der jeweilige PrCifwert fur die VorprOfung er-
reicht oder Oberschritten wird.
Das Vorhaben hat eine Kapazitat von drei Gastewohnungen. Der PrOfwert der allgemeinen
VorprOfung wird nicht erreicht. Eine allgemeine VorprOfung bzw. UmweltvertraglichkeitsprO-
fung ist nicht erforderlich.
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10 Seeschifffahrt

Es dCirfen keine Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art weder durch ihre Ausgestaltung
noch durch ihren Betrieb zu Verwechselungen mit Schifffahrtszeichen Anlass geben, deren
Wirkung beeintrachtigen, deren Betrieb behindern oder die Schiffsfuhrer durch Blendwirkung,
Spiegelungen oder anders irrefuhren. Wirtschaftswerbung in Verbindung mit Schifffahrtszei-
chen ist unzulassig.

11 Kosten

Die Baukosten hat der Investor zu tragen. ErschlieRungskosten fur die Gemeinde Ahrenshoop
fallen nicht an.

12 MaRnahmen zur Verwirklichung des Planes

Der Investor erkennt die Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes an. Er wird
mit der Gemeinde Ahrenshoop einen Durchfuhrungsvertrag abschlieRen, der auch regelt, dass
alle Kosten zu Cibernehmen sind die im Zusammenhang mit der Errichtung des Vorhabens ent-
stehen.
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